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VORSCHLÄGE

Der Ausschuss für Landwirtschaft und ländliche Entwicklung ersucht den federführenden 
Entwicklungsausschuss, folgende Vorschläge in seinen Entschließungsantrag zu übernehmen:

– unter Hinweis auf die gemeinsame Mitteilung der Kommission und des Hohen 
Vertreters der Union für Außen- und Sicherheitspolitik an das Europäische Parlament 
und den Rat vom 9. März 2020 mit dem Titel „Auf dem Weg zu einer umfassenden 
Strategie mit Afrika“ (JOIN(2020)0004),

– unter Hinweis auf den Bericht der Task Force „Ländliches Afrika“ vom 7. März 2019,

– unter Hinweis auf die Erklärung der Vereinten Nationen zu den Rechten von 
Kleinbauern und anderen Menschen, die in ländlichen Gebieten arbeiten,

– unter Hinweis auf den Beschluss der Generalversammlung der Vereinten Nationen, den 
Zeitraum von 2019 bis 2028 zur Dekade der bäuerlichen Familienbetriebe auszurufen,

– unter Hinweis auf die EU-Biodiversitätsstrategie für 2030,

1. begrüßt, dass im Rahmen der neuen Partnerschaft zwischen der EU und Afrika die 
Entwicklung umweltfreundlicher landwirtschaftlicher Praktiken und die Einbeziehung 
von Fragen im Zusammenhang mit der biologischen Vielfalt befürwortet wird; ist 
jedoch besorgt über die hohe Abhängigkeit afrikanischer Staaten von 
Nahrungsmittelimporten; weist in diesem Zusammenhang auf die Notwendigkeit hin, 
die Kohärenz von Europas Agrar- und Handelspolitik zugunsten einer nachhaltigen 
Entwicklung zu garantieren, indem die Umsetzung der Analyse ihres Einflusses auf die 
Ziele der nachhaltigen Entwicklung, die Menschenrechte und die Rechte von 
Kleinbauern und anderen Bewohnern ländlicher Gebiete sichergestellt wird; unterstützt 
die Entwicklung von Handelsmöglichkeiten zwischen den beiden Kontinenten, wobei 
auch der Schutz und Sicherheitsvorkehrungen für empfindliche landwirtschaftliche 
Produkte berücksichtigt werden müssen, um das Produktionspotenzial der Regionen zu 
stärken; weist darauf hin, dass bei Handelsabkommen zum Wohle der lokalen 
Landwirtschaft der Grundsatz des fairen Handels gewahrt werden muss und gleichzeitig 
die Verfügbarkeit nachhaltig produzierter Nahrungsmittel sichergestellt werden muss; 
fordert die Kommission auf, sicherzustellen, dass Handelsabkommen nicht die lokale 
Landwirtschaft destabilisieren, Kleinbauern nicht schaden und nicht die Abhängigkeit 
des afrikanischen Kontinents von Nahrungsmittelimporten verschärfen;

2. fordert die EU auf, die Zusammenarbeit zwischen den beiden Kontinenten dauerhaft zu 
intensivieren, auch mit Blick auf den Austausch von Fachwissen und Partnerschaften in 
Forschung und Innovation und den Austausch bewährter Verfahren in der 
Landwirtschaft; weist auf die zentrale Bedeutung des Agrar- und Nahrungsmittelsektors 
für die Wirtschaft und die Gesellschaft sowohl in Afrika als auch in der EU hin; ist der 
Auffassung, dass die Entwicklung eines nachhaltigen Agrarsektors und die Entwicklung 
der ländlichen Gebiete ein Eckpfeiler des Potenzials zur Schaffung von Arbeitsplätzen 
und der nachhaltigen Entwicklung in Afrika ist und daher im Mittelpunkt der 
Beziehungen zwischen der EU und Afrika stehen sollte; fordert die EU auf, eine 
konkrete strategische Position zu entwickeln, um die nachhaltige Bewirtschaftung 
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natürlicher Ressourcen mit nachhaltigen Wertschöpfungsketten weiter zu fördern und 
die Zusammenarbeit zwischen der EU und Afrika zu verbessern, wobei der 
Schwerpunkt auf der Gestaltung einer klimaneutralen Zukunft liegen sollte, um ein 
Umfeld für nachhaltige und klimaresistentere Investitionen, mehr lokale Wertschöpfung 
und mehr Arbeitsplätze vor Ort zu schaffen; ist der Ansicht, dass die EU die 
Zusammenarbeit mit Afrika in Bezug auf Verfahren zur Entwicklung des ländlichen 
Raums und agrarökologische Verfahren erheblich ausbauen muss, da dies die 
Grundlage für ökologische, soziale und wirtschaftliche Nachhaltigkeit bildet und 
Kleinbauern und Gemeinschaften zugutekommt, indem sie diese autarker machen und 
die afrikanische Landwirtschaft widerstandsfähiger gegenüber dem Klimawandel 
machen; fordert die EU und die Mitgliedstaaten auf, aktiv mit den afrikanischen 
Partnern zusammenzuarbeiten, um Synergien zwischen der Strategie EU-Afrika, den 
politischen Maßnahmen im Rahmen des „Grünen Deals“, insbesondere der externen 
Dimension der Strategie „Vom Hof auf den Tisch“, und der Handelspolitik zu schaffen, 
sie mit der Entwicklungspolitik und den Verpflichtungen zur Politikkohärenz im 
Interesse der Entwicklung in Einklang zu bringen und sie durch konkrete Maßnahmen 
im Einklang mit den Zielen für nachhaltige Entwicklung zu begleiten, mit denen der 
Übergang zu nachhaltigen Agrar- und Lebensmittelsystemen aktiv unterstützt wird, 
wobei der Schwerpunkt auf der Entwicklung kurzer Lieferketten, lokaler Produktion, 
Verteilung und lokalem Konsum liegen wird, die den Menschen, der Natur und der 
Wirtschaft zugutekommen;

3. unterstreicht die Bedeutung des Agrar- und Nahrungsmittelsektors in Afrika für die 
Bereitstellung menschenwürdiger und nachhaltiger Beschäftigungsmöglichkeiten in 
ländlichen Gebieten; hebt hervor, dass ein erheblicher Anteil der afrikanischen 
Arbeitskräfte, insbesondere Frauen und junge Menschen, für ihren Lebensunterhalt, ihr 
Einkommen und ihre direkte Beschäftigung von der landwirtschaftlichen 
Nahrungsmittelproduktion, -verarbeitung und -verteilung abhängig sind; unterstreicht, 
dass es sich dabei in den meisten Fällen um Klein- und Familienbetriebe handelt; stellt 
fest, wie wichtig es ist, Maßnahmen und Instrumente zu fördern und zu optimieren, um 
die Verbesserung der Qualität der Produkte, die Diversifizierung von Produkten, die 
Modernisierung landwirtschaftlicher Praktiken, sichere Arbeitsbedingungen und 
Maßnahmen zur Stärkung der Widerstandsfähigkeit der Landwirte, insbesondere von 
Landwirtinnen und Junglandwirten, zu unterstützen; fordert die Kommission auf, 
sicherzustellen, dass die Partnerschaft zwischen der EU und Afrika für beide Kontinente 
in Bezug auf Marktchancen, Wissensaustausch, faire Wertschöpfungsketten sowie den 
Zugang zu und die Unterstützung von Instrumenten und Maßnahmen zum Klimaschutz 
und zur Anpassung an den Klimawandel von gegenseitigem Nutzen ist; fordert dazu 
auf, dass die Partnerschaft zwischen der EU und Afrika einen starken Schwerpunkt auf 
die landwirtschaftliche und ländliche Entwicklung legt, um die wirtschaftliche Stabilität 
und die Lebensqualität in ländlichen Gebieten zu fördern;

4. betont, dass der Einsatz von Pestiziden in der intensiven Landwirtschaft in Afrika nicht 
nur Umweltschäden verursacht, sondern auch Auswirkungen auf die Gesundheit von 
Arbeitnehmern haben kann, die nur in sehr geringem Maße Zugang zu Schulungen in 
den Bereichen Pflanzenschutz und Gesundheitsfürsorge haben; fordert Aus- und 
Weiterbildungsmaßnahmen in Bezug auf nachhaltige Pflanzenschutzkonzepte und 
Alternativen zu Pestiziden sowie die Minimierung der Exposition gegenüber 
gefährlichen Stoffen; verurteilt die Doppelmoral, mit der die EU bei Pestiziden vorgeht, 
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indem sie den Export gefährlicher, in der EU verbotener Stoffe in afrikanische Länder 
und andere Drittländer zulässt; fordert daher eine Änderung der geltenden EU-
Vorschriften, um diese rechtliche Inkohärenz im Einklang mit dem Rotterdamer 
Übereinkommen von 1998 und dem „Grünen Deal“ zu beseitigen;

5. betont, dass junge Mädchen und Frauen einen wesentlichen Beitrag zur Landwirtschaft 
und zur gesamten Wirtschaft des ländlichen Raums auf dem ganzen afrikanischen 
Kontinent leisten; erinnert daran, dass fast die Hälfte der landwirtschaftlichen Arbeit in 
Afrika von Frauen geleistet wird, dass die Landwirtinnen jedoch meist 
Kleinlandwirtinnen oder Subsistenzlandwirtinnen sind, die nicht über den notwendigen 
Zugang zu Informationen, Krediten und Land verfügen; hält es daher für äußerst 
wichtig, die Stärkung der Rolle junger Mädchen und Frauen in Afrika zu unterstützen 
und zu fördern; fordert die EU auf, die Partnerländer insbesondere dabei zu 
unterstützen, ihre Gesetze zum Grundbesitz zu verbessern, indem sie das universelle 
Recht von Frauen anerkennen, vollwertige Eigentümerinnen von Land zu sein;

6. ist besonders besorgt über die zunehmende Entwaldung in Afrika, wo etwa das 
Kongobecken im März 2020 die am zweitstärksten abgeholzte Region der Welt war, in 
der sich die entwaldete Fläche im Vergleich zu den Vorjahren mehr als verdoppelt hat; 
weist darauf hin, dass die Zerstörung der afrikanischen Regenwälder einen irreversiblen 
Verlust an biologischer Vielfalt und Kohlenstoffbindungskapazität sowie des 
Lebensraums und der Lebensgewohnheiten der in den Wäldern lebenden indigenen 
Gemeinschaften bedeutet; fordert die Kommission auf, unverzüglich einen Vorschlag 
für einen verbindlichen europäischen Rechtsrahmen zur Sorgfaltspflicht vorzulegen, der 
sich auf Leitlinien der OECD und verantwortungsvolles unternehmerisches Handeln 
stützt; fordert die europäischen Unternehmen auf, Verstöße gegen Menschen- und 
Umweltrechte in den globalen Lieferketten, einschließlich der Unterauftragsketten, zu 
ermitteln, zu verhindern und darüber Bericht zu erstatten, und zwar in Bezug auf alle 
Wirtschaftsakteure in sämtlichen Sektoren, insbesondere in denjenigen, die in den 
Entwicklungsländern als Sektoren mit hohem Risiko gelten, wie der Rohstoff-, Kakao-, 
Kaffee- und Forstwirtschaftssektor; fordert, dass in Handelsabkommen mit 
afrikanischen Staaten verbindliche Bestimmungen aufgenommen werden; fordert die 
EU nachdrücklich auf, im Rahmen von Partnerschaftsabkommen mit Regierungen und 
globalen Akteuren zusammenzuarbeiten, um im Rahmen des Übereinkommens von 
Paris und der Ziele für nachhaltige Entwicklung einen kohärenten Ansatz auf globaler 
Ebene zu fördern, um gemeinsame Aktionspläne zum Schutz und zur Verbesserung der 
Bewirtschaftung von Wäldern, Gewässern und Meeresökosystemen zu entwickeln;

7. weist darauf hin, dass Wälder erheblich dazu beitragen, die Klimaziele zu erreichen, die 
biologische Vielfalt zu schützen und Wüstenbildung und extreme Bodenerosion zu 
verhindern; betont, dass die gemeinsamen Anstrengungen der EU und Afrikas die 
Entwicklung einer klimaresistenten Land- und Forstwirtschaft, eine nachhaltige 
Entwicklung des ländlichen Raums sowie sichere und nachhaltige Lebensmittelsysteme 
unterstützen sollten, die für die Beseitigung von Armut, Hunger und Unterernährung 
von entscheidender Bedeutung sind; betont, wie wichtig es ist, die Komplementarität 
zwischen der Landwirtschaft, den wildlebenden Tier- und Pflanzenarten und der 
Erhaltung der biologischen Vielfalt sicherzustellen, und betont, dass nachhaltige 
landwirtschaftliche Verfahren wie die Agroforstwirtschaft anstelle von 
Monokulturverfahren gefördert werden müssen, die die Böden erschöpfen und die 
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biologische Vielfalt schmälern, mehr Land beanspruchen und die Versorgung der 
lokalen Gemeinschaften mit Nahrungsmitteln verschlechtern; hebt die Existenz von 
Schutzprogrammen hervor, in deren Rahmen Landwirte, die ihr Land zum Schutz von 
Wildtieren verpachten, lokale Arbeitsplätze schaffen und die Koexistenz mit 
wildlebenden Arten verbessern; begrüßt in diesem Zusammenhang die Initiative 
NaturAfrica, mit der wildlebende Tier- und Pflanzenarten und die Ökosysteme 
geschützt und gleichzeitig der lokalen Bevölkerung Beschäftigungsmöglichkeiten in 
grünen Sektoren geboten werden sollen;

8. betont, dass die Europäische Union sicherstellen sollte, dass bei der 
Nahrungsmittelproduktion die gleichen hohen Sicherheits- und 
Nachhaltigkeitsstandards sowohl für die Produkte als auch für die Produktionsmethoden 
gelten, insbesondere im Hinblick auf das höhere Anspruchsniveau der Strategie „Vom 
Hof auf den Tisch“ und der Biodiversitätsstrategie für das Jahr 2030;

9. bedauert, dass die strategische Bedeutung von Weideflächen, die etwa 43 % der 
afrikanischen Landfläche bedecken und daher wichtige Kohlenstoffsenken sind, nicht 
erkannt wird; fordert die Kommission auf, zusammen mit örtlichen Gemeinschaften und 
örtlichen Interessenvertretern eine Strategie zu entwickeln, um dieses Potenzial durch 
eine nachhaltige Weidelandverwaltung, z.B. durch Viehhalter, zu optimieren;

10. bedauert das große Ausmaß der Landnahme in Afrika; weist darauf hin, dass dies eine 
brutale Praxis ist, die die Nahrungsmittelsouveränität untergräbt und das Überleben der 
ländlichen Gemeinschaften Afrikas gefährdet; betont, dass der afrikanische Kontinent, 
auf dem mit einem erheblichen Bevölkerungswachstum von 2,5 Milliarden bis 2050 
gerechnet wird, nach wie vor die Region ist, die am stärksten von Unterernährung 
betroffen ist; erinnert daran, dass der Zugang zu Land für die Gewährleistung der 
Ernährungssicherheit von wesentlicher Bedeutung ist; unterstreicht, dass die 
zunehmende Flächenkonzentration häufig zu einer Zunahme von Vertreibungen und 
Menschenrechtsverletzungen führt, während gleichzeitig die Ausbeutung von 
Rohstoffen in Afrika bestehende Konflikte noch weiter verschärft bzw. neue schafft und 
so, zusammen mit der Landnahme, dazu führt, dass die Bevölkerung vor Ort 
ausgebeutet und unterdrückt wird; fordert eine langfristige Agrarstrategie zur Förderung 
der Ernährungssicherheit in Afrika, und fordert die nationalen, regionalen und lokalen 
Behörden auf, die Landnutzungsrechte zu festigen und Grundsätze für eine bessere 
Verwaltung von Landnutzungsrechten zu verabschieden; betont, dass ein integrativer 
Prozess bei der Entwicklung, Umsetzung und Überwachung von Maßnahmen und 
Aktionen im Zusammenhang mit der Landnahme in Gang gebracht werden muss, in den 
lokale Akteure und zivilgesellschaftliche Organisationen wirksam einbezogen werden; 
fordert die Beachtung von Freiwilligen Leitlinien zu Landnutzungsrechten bei allen 
Projekten, die die Landrechtssicherung fördern, auch im Handelsbereich, sowie 
Maßnahmen, mit denen sichergestellt wird, dass Projekte die Landrechte von 
Kleinbäuerinnen und Kleinbauern nicht gefährden;

11. stellt fest, dass beispielsweise Beweidungsrechte und Gemeinschaftsweiden 
traditionelle Landnutzungsrechte darstellen, die auf Gewohnheitsrecht beruhen und 
nicht auf verbrieften Besitzrechten; unterstreicht nichtsdestoweniger die grundlegende 
Bedeutung des Schutzes dieser Gewohnheitsrechte für die ländliche Bevölkerung;
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12. fordert die Mitgliedstaaten und die EU nachdrücklich auf, den Betrag der öffentlichen 
Entwicklungshilfe, die afrikanischen Ländern für soziale, wirtschaftliche und 
ökologische Entwicklungsziele sowie für Forschung und Ausbildung in der 
Landwirtschaft zur Verfügung gestellt wird, erheblich aufzustocken und dabei 
insbesondere der Erhaltung der biologischen Vielfalt und den Maßnahmen zur 
Anpassung an den Klimawandel Rechnung zu tragen, um die Landwirte in Afrika bei 
der notwendigen Anpassung an den Klimawandel zu unterstützen; fordert, dass die 
Agrarökologie als Grundlage für nachhaltige Agrar- und Ernährungssysteme anerkannt 
wird, und dass bessere Infrastrukturen und Wertschöpfungsketten für lokale Landwirte 
entwickelt werden; hebt ferner die Möglichkeiten und das Potenzial von Partnerschaften 
mit dem Privatsektor zur Erreichung dieser Ziele hervor; betont, dass Partnerschaften 
mit privaten Akteuren genauen Auswahlkriterien, einer öffentlichen Überwachung, 
Evaluierungsprozessen und unabhängigen Beschwerdemechanismen unterliegen 
müssen; betont ferner, dass die Unterstützung des Privatsektors von der Achtung der 
Menschenrechte und der Anerkennung des Rechts auf Nahrungsmittel abhängig 
gemacht werden muss; betont, dass gebundene Entwicklungshilfe, die den Zugang 
europäischer Unternehmen zu dieser Finanzierung fördert, davon ausgeschlossen 
werden muss; unterstreicht, dass die neue Partnerschaft zwischen der EU und Afrika die 
vielfältigen Rollen und Beiträge lokaler Akteure und zivilgesellschaftlicher 
Organisationen anerkennen muss, und dass diese demzufolge auf allen Ebenen des 
politischen und strategischen Dialogs sowie in die Vorbereitung, Überwachung und 
Bewertung der Umsetzungspläne einbezogen werden müssen; weist darauf hin, dass der 
Wandel in Afrika am besten gelingt, wenn gute Regierungsführung und eine 
transparente Verteilung der Hilfsgelder belohnt werden und Missbrauch bestraft wird;

13. begrüßt den Vorschlag der Task Force „Ländliches Afrika“ zur Einrichtung eines 
europäisch-afrikanischen Partnerschaftsprogramms, das auf die Verknüpfung von 
landwirtschaftlichen Einrichtungen der EU-Mitgliedstaaten und der Partnerländer in 
Afrika, wie z.B. Bauernverbänden und -genossenschaften, Frauen- und 
Jugendorganisationen im ländlichen Raum u.a., ausgedehnt werden soll, um bewährte 
Verfahren auszutauschen und die Beziehungen zwischen stark engagierten und 
gleichartigen Partnern zu fördern; betont, dass die gemeinsame Task Force „Ländliches 
Afrika“ der EU und Afrikas im Jahr 2018 eine Liste von Maßnahmen zur Steigerung 
der eigenen Nahrungsmittelerzeugung Afrikas ausgearbeitet hat und dass diese Liste 
nach wie vor eine wichtige Grundlage für die Partnerschaft zwischen der EU und Afrika 
darstellt, und hebt hervor, dass Bauernverbände und -genossenschaften in Afrika eine 
wichtige Rolle spielen können, wenn es darum geht, die Verhandlungsposition der 
Landwirte und ihr Einkommen zu verbessern, den Zugang zu Ausrüstungen und 
Dienstleistungen zu erleichtern und die mit der Vermarktung von Erzeugnissen 
verbundenen Risiken zu verringern; ist der Ansicht, dass der Erfahrungsaustausch 
zwischen afrikanischen und europäischen Verbänden für beide Seiten von Nutzen wäre;

14. fordert die afrikanischen und die europäischen landwirtschaftlichen Berufsverbände zur 
Zusammenarbeit auf, damit sie ihre Rolle bei der Bewältigung der gemeinsamen 
Herausforderungen der Nachhaltigkeit in der Landwirtschaft fördern und den Austausch 
von Praktiken im Bereich der Organisation von Wertschöpfungsketten und der 
Produktion weiterentwickeln;

15. fordert, dass der Schwerpunkt der Anstrengungen der Agrarpartnerschaft zwischen der 
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EU und Afrika darauf gelegt werden sollte, das Recht der afrikanischen Länder auf 
Nahrungsmittelsouveränität zu schützen, vorrangig ihre Ernährungssicherheit zu 
erhöhen und ihre Fähigkeit zu verbessern, den Ernährungsbedarf ihrer Bevölkerung, 
insbesondere hinsichtlich Proteinen, zu befriedigen, und eine familienbetriebene 
agrarökologische Landwirtschaft zu fördern, die Ernährungs- und 
Nahrungsmittelsicherheit für alle und eine verbesserte Widerstandsfähigkeit gegen 
Krisen, insbesondere die Klimakrise, garantiert, mit dem Schwerpunkt auf einer 
nachhaltigen und gesunden Nahrungsmittelproduktion und dem sozialen und 
wirtschaftlichen Wohlergehen sowie der Sicherung der Existenzgrundlage der Bauern; 
fordert, dass in den Kooperationsabkommen der EU der Unterstützung einer 
nachhaltigen landwirtschaftlichen Entwicklung und der Autarkie der Landwirte aus 
Drittländern erneut Priorität eingeräumt wird; hebt hervor, wie wichtig es ist, regionale 
und lokale Märkte in Afrika zu schaffen, um die Verteilungsnetze vor Ort und die 
Ernährungssicherheit widerstandsfähiger zu machen; weist darauf hin, dass das Ende 
der Unterernährung in all ihren Formen und das Entwicklungsziel 2 („kein Hunger“) 
Prioritäten der neuen Partnerschaft sein sollten; unterstreicht, dass die Schaffung 
sicherer und nachhaltiger Agrar- und Lebensmittelsysteme durch regionale 
agrarpolitische Maßnahmen, umweltfreundliche landwirtschaftliche Praktiken, lokale 
Produktion, intakte ländliche Räume und den Schutz der biologischen Vielfalt und der 
natürlichen Ressourcen sowie die Einführung von Hygienestandards und 
pflanzenschutzrechtlicher Standards gefördert werden sollte; stellt fest, dass sowohl 
hinsichtlich der Produktionskosten der Landwirte als auch der öffentlichen Ausgaben 
für die Agrarpolitik die Einsparung und der Austausch lokaler Saatgutsorten der 
billigste, schnellste und effizienteste Weg zur Anpassung der Sorten an den 
Klimawandel ist, wodurch die Abhängigkeit von Betriebsmitteln vermieden und die 
Autonomie der Landwirte sowie eine größere Ernährungssicherheit sichergestellt 
werden;

16. weist auf die Gefahr hin, dass einige landwirtschaftliche Überschüsse, z.B. Milchpulver, 
die während der COVID-Krise produziert wurden, in weniger entwickelte Länder 
exportiert werden, wodurch sie mit lokalen Produkten konkurrieren und 
Kollateralschäden für die Erzeuger verursachen; fordert die Kommission daher auf, 
Überlegungen über eine Strategie zum Abbau von Lagerbeständen zu anzustellen, um 
negative Auswirkungen auf lokale Kleinbetriebe in armen Ländern zu vermeiden;

17. betont, dass Frauen, die in der Subsistenzlandwirtschaft arbeiten, wegen des starken 
Schutzes neuer Pflanzensorten durch das Internationale Übereinkommen zum Schutz 
von Pflanzenzüchtungen (UPOV-Übereinkommen) in Handelsabkommen mit 
zusätzlichen Hürden bei der Wahrung der Nahrungsmittelsouveränität konfrontiert sind.
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S&D Clara Aguilera, Eric Andrieu, Attila Ara-Kovács, Carmen Avram, Adrian-Dragoş Benea, Paolo De Castro, 
Maria Noichl, Juozas Olekas, Pina Picierno, Marc Tarabella

Renew Atidzhe Alieva-Veli, Asger Christensen, Jérémy Decerle, Cristian Ghinea, Martin Hlaváček, Elsi Katainen, 
Ulrike Müller

Verts/ALE Anna Deparnay-Grunenberg, Martin Häusling, Tilly Metz, Bronis Ropė, Thomas Waitz

ECR Mazaly Aguilar, Krzysztof Jurgiel, Bert-Jan Ruissen, Veronika Vrecionová

EUL/NGL Manuel Bompard, Luke Ming Flanagan, Chris MacManus

NI Dino Giarrusso

1 -
ID Ivan David

4 0
ID Mara Bizzotto, Angelo Ciocca, Gilles Lebreton, Maxette Pirbakas
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